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Auf Antrag der DPolG-Fraktion im HPR
musste neu gewählt werden – sowohl der
Gruppensprecher Landespolizei als auch
der HPR-Vorsitzende wurden bei der ers-
ten regulären Sitzung des HPR-Gremiums
neu gewählt und damit die Vorstandswah-
len aus der Konstituierenden Sitzung ad
absurdum geführt.
Zwar wiesen mehrere Kolleginnen und
Kollegen darauf hin, dass eine Vorstands-
Neuwahl gleich nach den erst durchge-
führten Wahlen nach außen kaum zu ver-
mitteln ist und zudem die Gefahr besteht,
dass der HPR nicht mehr ernst genom-
men wird – aber das war alles egal. Hier
ging es darum, den gewählten Gruppen-
sprecher Andi Stahl (BDK) „abzusägen“.

Begründung war, dass ein Kriminaler
eben von allgemeinen Schutzpolizeithe-
men weniger Ahnung habe und zudem
mit Rainer Nachtigall (DPolG) ein ausge-
wiesener Experte und langjähriger Perso-
nalrat besser als Ansprechpartner für das
Innenministerium fungieren könne. Ver-
weise unsererseits, dass gerade der Kol-
lege Stahl auch langjähriger „Schutz-
mann“ gewesen ist, bevor er zu „K“ wech-
selte, konnten das Ruder nicht mehr he-
rumreißen.
Neu gewählt wurde Rainer Nachtigall
(DPolG) als Gruppensprecher Landespo-
lizei und – nachdem der bisherige ge-
wählte HPR-Vorsitzende Eduard Dosch
(Gruppe Bereitschaftspolizei) seinen

Rücktritt erklärte, auch gleich zum neu-
en HPR-Vorsitzenden. In die von Rainer
Nachtigall bislang vertretene Position des
erweiterten Vorstandsmitgliedes wurde
dann Friedrich LUMMER (ebenfalls DPolG)
gewählt. Ein weiteres Vorstandsmitglied
ist Konrad Möst. Für die GdP ist im erwei-
terten Vorstand des HPR Jürgen Schnei-
der als stellvertretender Gruppenspre-
cher Bereitschaftspolizei vertreten.
Ob mit dieser erneuten Neuwahl nun wirk-
lich im HPR mehr erreicht werden kann,
bleibt abzuwarten. Der HPR sei bislang
„zu brav“ gewesen, es müsse mehr Kon-
frontation mit dem Dienstherrn her. Dass
dies der Sache wirklich dienlich ist, glaubt
die GdP Bayern jedenfalls nicht.
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In den Verwaltungsvorschriften zum Bay-
er. Beamtenversorgungsgesetz wird ne-
ben vielen Dingen auch geregelt, unter
welchen Voraussetzungen ein abschlags-
freier Ruhestand mit 60 Jahren für Poli-
zeivollzugsbeamte möglich ist. Nach der-
zeitigem Stand sind folgende Bedingun-
gen vorgesehen:
20 Jahre

- Schichtdienst oder
- Wechselschichtdienst  oder
- vergleichbar belastende unregel-

mäßige Dienste.
Insgesamt müssen 20 Jahre solcher
Dienste als Polizeivollzugsbeamter/-in
oder Beamter/-in des Verfassungsschut-
zes zusammenkommen.  Teilzeit wird nur
anteilig angerechnet, Kindererziehungs-
zeiten zählen hier nicht.

Während Wechselschichtdienst und
Schichtdienst durch den entsprechenden
Dienstplan sowie den Bezug einer Zula-
ge für Schicht oder Wechselschicht i.S. §
12 der Bayer. Zulagenverordnung (Bay-
ZulV) klar definiert sind, bestand bislang
Unklarheit über den Terminus „vergleich-
bar belastende unregelmäßige Dienste“.
Darunter sollen nun Bezugszeiten einer
Sondereinsatzzulage nach § 14 BayZulV
(früher §§ 22 bzw. 23 EZulV), also Zei-
ten beim SEK, MEK, ZEG, etc. , Bezugs-
zeiten einer Fliegererschwerniszulage
nach § 15 BayZulV (vormals § 22 a EZu-
lV) und Auslandsverwendungen mit Zah-
lung des sog. Auslandsverwendungszu-
schlags fallen. Weiterhin zählen Zeiträu-
me des Dienstes bei Einsatzzügen der
Verbände bzw. Einsatzhundertschaften

der Bereitschaftspolizei, Zeiten als haupt-
amtlich und ständig eingesetzte verdeck-
te Ermittler sowie Zeiten bei den Fahn-
dungs- und Observationsgruppen dazu.
Leider sind die sog. Jour-Dienste bislang
nicht erfasst, selbst wenn tatsächlich Ein-
sätze vor Ort erfolgten bzw. DUZ oder
Nachtdienst angefallen ist. Hier muss
unseres Erachtens noch nachgebessert
werden.
Der Nachweis der privilegierten Dienste
ist durch die personalverwaltende Stelle
(= jeweiliges PP) zu erbringen, in Zwei-
felsfällen soll eine Erklärung auf Dienst-
pflicht durch den betroffenen Beamten
erfolgen, wobei deren Plausibilität an-
hand der Personal- und Besoldungsakten
geprüft wird. (PSch)

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)
hat kürzlich drei Klagen von Beamten ent-
schieden, die zwar über lange Zeit einen
höherwertigeren Dienstposten wahrge-
nommen haben, jedoch weder befördert
wurden noch eine entsprechende Aus-
gleichszulage nach dem bis 31.12.2010
gültigen § 46 des Bundesbesoldungsgeset-
zes (ab 01.01.2011 in Bayern Art. 54 Bay-
BesG) erhielten. Aufgrund der naturgemäß
verkürzten Darstellung in der Presse wur-
den hier Begehrlichkeiten geweckt, die
nach Auswertung der jeweiligen Urteilsbe-
gründungen sowie rechtlicher Bewertung
durch DGB- u. GdP-Juristen leider enttäuscht
werden müssen. Das BVerwG sieht den An-
spruch auf diese Ausgleichszulage (Unter-
schied zwischen tatsächlichem Grundge-
halt und Grundgehalt der Besoldungsgrup-
pe, deren Funktion wahrgenommen wird)
nur unter vier Bedingungen als gegeben:

1. Die dienstlich angeordnete Wahr-
nehmung der höherwertigen Auf-
gaben erfolgt mindestens 18
Monate.

2. Die laufbahnrechtlichen Voraus-
setzungen müssen erfüllt sein.

3. Die Beförderungsreife für das
wahrgenommene Amt muss vor-
liegen.

4. Die haushaltsrechtliche Planstel-
le muss frei und besetzbar sein
(sog. Vakanzvertretung).

Unter diesen Bedingungen ist eigentlich
nicht vorstellbar, dass ein Anspruch auf die-

se Ausgleichszulage für die Wahrnehmung
eines höherwertigeren Amtes entstehen
kann. Die Regelfälle sind doch, dass z.B.
ein VGL in A 12/00 den auf Dauer erkrank-
ten Dienststellenleiter auf DP 12/13 oder
höherwertig vertritt. Da der eigentliche Stel-
leninhaber aber die Haushaltsstelle inne
hat, kann keine Ausgleichszulage gezahlt
werden. Das Gericht hat hierzu auch klar
festgestellt, dass ein Gericht nicht in das
Haushaltsrecht des Landtages eingreifen
und zusätzliche Beförderungsstellen schaf-
fen kann. Oder: Ein K-Sachbearbeiter mit A
09/11 nimmt die Aufgaben auf einem va-
kanten Dienstposten A12/13 des K-Leiters
längere Zeit wahr. Da er die Beförderungs-
voraussetzungen nach A 12 nicht erfüllt,
geht auch hier ein Anspruch ins Leere. Auch
Fälle, in denen ein Beamter aus der 2. QE
Aufgaben in der 3. QE wahrgenommen hat
– hier  scheitert es sowohl an der laufbahn-
rechtlichen als auch den beförderungsrecht-
lichen Voraussetzungen.
Für alle Fälle gilt zudem die dreijährige Ver-
jährungsfrist (früher mangels eigener Re-
gelung aus § 195 BGB, jetzt gesondert im
BayBesG geregelt).
Also – leider nichts mit dem „warmen Re-
gen“ für das dienstliche Engagement. Wie
bislang auch gibt es nur den warmen Hän-
dedruck – und hoffentlich wenigstens mehr
Punkte in der nächsten Beurteilung.  Dies
ist unbefriedigend, aber eben rechtlich so
in Ordnung.
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Seit etwa Ende Mai gab es vermehrt Kla-
gen von GdP-Mitgliedern über wieder
sehr lange Bearbeitungszeiten bei der
Beihilfe. Für die GdP war dies Anlass zu
einer Eingabe beim Finanzministerium,
zugleich an den DGB als beamtenrechtli-
che Spitzenorganisation sowie Einspei-
sung in den CSU-Arbeitskreis „Polizei und
Innere Sicherheit“.
Nun liegt die Antwort aus dem StMF vor:
Hauptsächlich verursacht wurde der Be-
arbeitungsrückstau durch die nun auch
für den Staat gesetzlich eingeräumte
Möglichkeit, Rabatte von den Arzneimit-
telherstellern analog der Gesetzlichen
Krankenkassen zu erhalten. Dazu muss-
ten interne Bearbeitungsabläufe umge-
stellt und vor allem das EDV-System an-
gepasst werden. Leider erwies sich die
EDV-Umstellung als tückisch – war das
System doch gleich im April für zwei Wo-
chen total lahmgelegt. Dies und die zu
dieser Zeit infolge der Resturlaubs-ein-
bringungen ohnehin aufgelaufenen Rück-
stände haben zu einer durchschnittlichen
Bearbeitungsdauer von mehr als 17 Ta-
gen geführt, die nun laut StMF sukzessi-
ve auf die sonst üblichen maximal 10-
12 Tage nach Eingang zurückgeführt wer-
den sollen. Die GdP wird die Entwick-Die GdP wird die Entwick-Die GdP wird die Entwick-Die GdP wird die Entwick-Die GdP wird die Entwick-
lung genau im Auge behalten.lung genau im Auge behalten.lung genau im Auge behalten.lung genau im Auge behalten.lung genau im Auge behalten.
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Grundsätzlich wird der LBKA am Landes-
delegiertentag gewählt. Der Rücktritt von
Konrad Möst führte dazu, dass sich der
LBKA, der aus je einem Mitglied einer
Bezirksgruppe besteht, am 27.07.2011
in München neu konstituierte.
Der LBKA ist das höchste Kontrollorgan
innerhalb der GdP Bayern. Er überwacht
u.a. die

- satzungsgemäße Geschäftsfüh-
rung

- rechnerisch richtige und wirt-
schaftlich zweckmäßige Verwen-
dung des Gewerkschaftsvermö-
gens im Interesse der Gewerk-
schaft

- ordnungsgemäße Durchführung
der Beschlüsse des Landesdele-
giertentages

- die satzungsgemä-
ße Arbeit  der Orga-
ne

und ist zuständig für Be-
schwerden gegen den
Landesvorstand  oder an-
derer Organe des Landes-
bezirks.

Der LBKA sieht sich aber nicht
nur als Wächter, sondern
auch als Ratgeber und Unter-
stützer der gewerkschaftli-
chen Arbeit im Sinne unserer
Mitglieder.
Auf dem Bild zu sehen: vor-
dere Reihe v. l.: stv. Vors. Manfred Kriechbaumer, Vors. Hans Hopper, Schriftführer
Ernst Kuisle; mittlere Reihe v. l.: Herbert Then, Jo Hohner, Harald Wagner; hintere
Reihe v.l.: Armin Sailer, Andreas Gollwitzer, Roland Egerer, Hermann Gammer; nicht
auf dem Bild: Bernd Rose

Als „blanken Populismus und Panikmache“ bezeichnete der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Bernhard
Witthaut Spekulationen über mögliche Krawalle in Deutschland nach englischem Vorbild. „Wer die erschreckenden Ereignisse in
England grob und reflexartig auf deutsche Verhältnisse ummünzt, heizt mutmaßliche Gewalttäter nur an. Gewaltbereite radikale
Gruppierungen warten doch nur darauf, dass ihnen die richtigen Stichworte geliefert werden, um die permanente gewaltträchtige
Auseinandersetzung mit der Polizei weiterführen zu können.“
Witthaut bekräftigte seine Einschätzung, dass derart ausufernde Krawalle, Brandschatzungen und Gewaltausbrüche wie momentan
in London und anderen englischen Städten in Deutschland nicht zu erwarten seien. Witthaut: „„Es gibt in unserem Land sozialen
Sprengstoff, der sich bei ritualisierten Gewaltausbrüchen wie dem 1. Mai, dem Hamburger Schanzenfest oder am Rande von
Fußballspielen immer wieder entzündet. Oftmals steht dabei aber allein der sogenannte Kick an der Zerstörung und der Spaß an
Brutalität im Vordergrund. Politische Botschaften sind doch eher die Ausnahme.“

Witthaut: Krawallspekulationen heizen Gewalttäter erst anWitthaut: Krawallspekulationen heizen Gewalttäter erst anWitthaut: Krawallspekulationen heizen Gewalttäter erst anWitthaut: Krawallspekulationen heizen Gewalttäter erst anWitthaut: Krawallspekulationen heizen Gewalttäter erst an
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Mit einem Tag der offenen Tür feierte das
Landeskriminalamt am 23. Juli seinen 65.
Geburtstag. Obwohl oder gerade weil das
Wetter nicht so ganz mitspielte, drängten

sich rund 10.000 Besucher mehr als
sechs Stunden an den Informationsstän-

den, der Aktionsbühne, im Kriminaltech-
nischen Institut und dem kleinen Krimi-
nalmuseum. Für den Präsidenten Peter
Dathe und seine Stellvertreterin Petra

Sandles war es eine rundherum ge-
lungene Veranstaltung, bei der sich
auch viele geladene Ehrengäste
aus Politik, Justiz und Polizei –
darunter auch unser Landesvorsit-
zender Helmut Bahr – ein Stelldich-
ein gaben. Sie nutzten die Gelegen-
heit, hinter die Kulissen zu schau-
en und nebenbei gute Kontakte zu
knüpfen bzw. zu pflegen.
Erstmalig konnten sich die Besu-
cher auch ein Bild machen über das
umfangreiche Themenfeld der Kri-
minaltechnik, wobei auch der 3D-
Laser-Scanner nicht fehlen durfte.

Neben klassischen Themen wie Geld- und
Kreditkartenfälschung gab es auch Infor-

mationen aus modernen Aufgabenberei-
chen, wie dem Funkzellen-Informations-
system. Immer wieder spektakulär und
deshalb auch unverzichtbar für so eine
Veranstaltung – die technische Sonder-
gruppe mit ihrem Fernlenkmanipulator.
Auch der Infostand der GdP war von den
vielen Besuchern stark frequentiert und
die GdP-Vertreter konnten viele Fragen in-
teressierter Bürger beantworten. Neben
der Verteilung von Info-Material wurde von
der Kreisgruppe BLKA noch eine Spenden-
aktion zu Gunsten von „wohnwerk mün-
chen e.V.“ durchgeführt. Dieser Verein mit
Sitz in unmittelbarer Nähe kümmert sich
um Aus- und Fortbildung junger, behinder-
ter Menschen. Mit zusätzlicher Unterstüt-
zung durch die PVAG Signal Iduna konnte
dem Verein eine Spende in Höhe von 500,-
€ übergeben werden.


